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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. Mai 1967 

11/1 — 68070 — 5594/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäisdien Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Abänderung der Verordnun- 
gen Nr. 23 und 158/66/EWG des Rats über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Obst und 
Gemüse 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 9. Mai 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissions Vorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission zu 
ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Abänderung der Verordnungen Nr. 23 und 158/66/EWG des 
Rats über die Errichtung einer Gemeinsamen Marktorganisation 

für Obst und Gemüse 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschatt, insbesondere Ar- 
tikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf das Gutachten des Europäischen Par- 
laments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der ab 1. Juli 1968 vorgesehene freie Handelsver- 
kehr von Obst und Gemüse innerhalb der Gemein- 
schaft erfordert zugleich auch die Herstellung glei- 
cher Wettbewerbsbedingungen zwischen den ein- 
zelnen Unternehmen der Gemeinschaft. Zu diesem 
Zweck müssen von diesem Datum ab die innerhalb 
eines Mitgliedstaates in den Handel gebrachten und 
die zur Lieferung in einen anderen Mitgliedstaat be- 
stimmten Erzeugnisse denselben Normungsvorschrif- 
ten unterworfen werden. 

Die Anwendung gemeinschaftlicher Qualitätsnor- 
men auf dem Sektor Obst und Gemüse erfordert er- 
hebliche Vorkehrungen im gesamten Vermarktungs- 
apparat. Insbesondere müssen die für die Aufma- 
diung der Erzeugnisse benötigten technischen Ein- 
richtungen entsprechend der Vermehrung der Güter, 
die der Normung unterworfen werden, vergrößert 
und leistungsfähiger gemacht werden. Angesichts 
der für diese Maßnahmen benötigten Zeit erscheint 
es angebracht, das in der Verordnung Nr. 
158/66/EWG für die Einführung von QuaMtäts- 
normen für die in Anhang II der Verordnung aufge- 
führten Erzeugnisse vorgesehene Datum um sechs 
Monate zu verschieben. 

Das Inkrafttreten der Verordnung Nr. 158/66/EWG, 
insbesondere ihres Artikels 1, hat für die neun in 
Anhang I der Verordnung aufgeführten Erzeugnisse 
ab 1. Januar 1967 Artikel 5 der Verordnung Nr. 23 
und seine Durchführungsbestimmungen hinfällig ge- 
macht. Um jedoch in der Zeit, die die Kontroll- 
organe für ihre Umstellung und Anpassung an die 
neuen, in Verordnung Nr. 158/66/EWG vorgesehe- 
nen Vorschriften über Normung benötigen, die 
Übereinstimmung der in den Handelsverkehr zwi- 
schen Mitgliedstaaten gebrachten Erzeugnisse mit 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3282/66 


den Normen zu gewährleisten, ist es zweckmäßig, 
für die betreffenden Erzeugnisse während eines be- 
grenzten Zeitraumes die in der Verordnung Nr. 23 
bzw. deren Durchführungsbestimmungen vorgesehe- 
nen Bestimmungen über Qualitätskontrolle wieder 
in Kraft zu setzen. Der Zeitraum kann in dem 
Augenblick beendet werden, in dem die erwähnten 
Bestimmungen für das übrige Obst und Gemüse 
außer Kraft treten, d. h. zu dem Zeitpunkt, an wel- 
chem diese Erzeugnisse der Pflichtnormung unter- 
worfen werden. 

Im Bemühen um eine Klärung der Rechtslage ist 
es erwünscht, Artikel 5 und 6 der Verordnung Nr. 23 
ab 1. Juli 1968 formell aufzuheben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Anhang II der Verordnung Nr. 158/66/EWG wird 
durch folgenden Anhang ersetzt: 

Anhang II 

„Andere Erzeugnisse als die in Anhang I auf- 
geführten der Tarifnummern des Gemeinsamen 
Zolltarifs 07.01 — ausschließlich 07.01 A - — und 
08.02 bis 08.09 einschließlich, soweit für diese 
Erzeugnisse Qualitätsnormen festgesetzt wor- 
den sind." 

Artikel 2 

In Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr. 158/66/ 
EWG ist das Datum 1. Januar 1968 durch das Datum 
1. Juli 1968 zu ersetzen. 

Artikel 3 

Als Artikel 5 b ist folgender Text in die Verord- 
nung Nr. 158/66/EWG einzufügen: „Die Artikel 5 
und 6 der Verordnung Nr. 23 sind bis zum 30. Juni 
1968 auf die in Anhang I aufgeführten Erzeugnisse 
anzuwenden." 

Artikel 4 

Die Artikel 5 und 6 der Verordnung Nr. 23 wer- 
den ab 1. Juli 1968 aufgehoben. 
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Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver~ 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Dieser Verordnungsvorschlag bezweckt: 

1. Anhang II der Verordnung Nr. 158/66/EWG des 
Rats durch alle diejenigen Erzeugnisse zu ver- 
vollständigen, für die gemeinschaftliche Quali- 
tätsnormen festgelegt wurden (Artikel 1); 

2. das in Verordnung Nr. 158/66/EWG für die An- 
wendung der Qualitätsnormen auf die in An- 
hang II dieser Verordnung aufgeführten Erzeug- 
nisse vorgesehene Datum des 1. Januar 1968 um 
sechs Monate hinauszuschieben (Artikel 2); 

3. Maßnahmen zu treffen, durch die die in Anhang I 
der Verordnung Nr. 158/66/EWG aufgeführten 
Erzeugnisse beim Handel zwischen Mitglied- 
staaten den Bestimmungen unterworfen werden, 
die in Verordnung Nr. 23 und in den hierzu er- 
lassenen Durchführungsbestimmungen in bezug 
auf Kontrollen vorgesehen sind (Artikel 3); 

4. im Bemühen um eine Klärung der Rechtslage 
Artikel 5 und 6 der Verordnung Nr. 23 formell 
aufzuheben (Artikel 4). 

I. Die vorstehend unter den Punkten 1 und 2 vor- 
geschlagenen Änderungen erfordern keine langen 
Erläuterungen. 

Die erste rechtfertigt sich durch die Notwendigkeit, 
dafür zu sorgen, daß auf die innerhalb eines Mit- 
gliedstaates in den Handel gebrachten Erzeugnisse 
die gleichen Normenvorschriften angewandt werden 
wie auf die für einen anderen Mitgliedstaat be- 
stimmten Erzeugnisse, damit der Wettbewerb zwi- 
schen Unternehmen der Gemeinschaft nicht ver- 
fälscht wird. 

Die zweite Änderung, die die zwangsweise Normie- 
rung einiger Erzeugnisse um sechs Monate aufschie- 
ben soll, erweist sich vor allem deshalb als zweck- 
mäßig, weil die Bereitstellung der technischen Ein- 
richtungen, die für eine Aufmachung der Erzeugnisse 
nach den durch die gemeinschaftlichen Qualitätsnor- 
men verordneten Kriterien unerläßlich sind, eine ge- 
wisse Zeit erfordert. 

II. Die unter den Punkten 2 und 3 kommentierten 
Vorschläge leiten sich von dem Umstand her, daß 
die in Artikel 5 der Verordnung Nr. 23 vorgesehe- 
nen Bestimmungen und die von der Kommission 
zur Festsetzung der Modalitäten für eine Qualitäts- 
kontrolle des Obstes und Gemüses, das in den inner- 
gemeinschaftlichen Handel gebracht wird, erlassene 
Verordnung Nr. 60 nicht mehr vereinbar sind mit 
der gemeinsamen Marktorganisation in ihrem End- 
stadium, wie sie der Rat durch Erlaß der Verordnung 
Nr. 158/66/EWG und an demselben Tage durch Erlaß 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG mit zusätzlichen 
Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Obst und Gemüse errichten wollte. 


Diese These beruht auf folgenden Erwägungen: 

1. Die Struktur der Verordnung Nr. 23 hinsichtlich 
[der Anwendung gemeinschaftlicher Qualitäts- 
normen innerhalb der Gemeinschaft läßt sich fol- 
gendermaßen zusammenfassen: Den Mitglied- 
staaten steht les frei, innerhalb ihres eigenen 
Staatsgebietes in den Handel gebrachtes Obst 
und Gemüse den Qualitätsnormen zu unterwer- 
fen oder nicht. Zum Handel zwischen Mitglied- 
staaten wird das gleiche Obst und Gemüse aber 
nur zugelassen, wenn 'es den gemeinschaftlichen 
Qualitätsnormen entspricht. Im übrigen ist die 
allmähliche Abschaffung quantitativer Beschrän- 
kungen bei der Einfuhr in dem Maße vorgesehen, 
wie die Normung fortschreitet. Die in der Ver- 
ordnung Nr. 23 enthaltenen und in der Verord- 
nung Nr. 60 der Kommission näher bezeichneten 
Bestimmungen über die Kontrolle entsprochen 
vollkommen diesen Grundsätzen. Da die Ein- 
führung von Normen eine Neuerung darstellt 
und ihre Beachtung nur im innergemeinschaft- 
lichen Handel obligatorisch ist, sind systema- 
tische Pflichtkontrollen bei allen Ausfuhren von 
einem Mitgliedstaat in den anderen vorgesehen, 
wobei die Kontrollmaßnahmen selbst durch Vor- 
lage einer Bescheinigung ergänzt werden, aus 
der hervorgeht, daß die betreffenden Erzeugnisse 
den Normen entsprechen. Entspricht eine Ware 
nicht den Normen, so kann sie von dem impor- 
tierenden Mtigliedstaat zurückgewiesen werden. 

2. Am 25. Oktober 1966 hat der Rat die gemein- 
same Marktorganisation für Obst und Gemüse 
durch die Verordnung Nr. 158 und 159/66/EWG 
ergänzt und ein vom Stadium des einheitlichen 
Marktes ab gültiges System bereitgestellt. Dieser 
einheitliche Markt ist für [die neun früher aufge- 
führten Erzeugnisse am 1. Januar 1967 in Kraft 
getreten. Es ist vorgesehen, ihn am 1. Juli 1968 
auf alles übrige Obst und Gemüse auszudehnen. 

Hinsichtlich des zur Diskussion stehenden Punk- 
tes ist das neue System durch folgende zwei 
Merkmale gekennzeichnet: 

— Die Verordnung Nr. 158/66/EWG sieht Quali- 
tätsnormen sowohl für innerhalb eines Lan- 
des in den Handel gebrachte als auch für in 
den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
gebrachte Erzeugnisse vor. Der Titel der Ver- 
ordnung sowie insbesondere ihr Artikel 1 
bringen diese Absicht des Rats klar zum 
Ausdruck: Die Qualitätsnormen sind auf „in- 
nerhalb der Gemeinschaft in den Verkehr ge- 
brachtes'' Obst und Gemüse anzuwenden. 
Man könnte nicht besser ausdrücken, daß das 
Gebiet der sechs Mitgliedstaaten - — zumin- 
'dest in dieser Hinsicht — ein Ganzes ohne 
Grenzen bildet; 
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— die Verordnung Nr. 159/66/EWG schafft mit 
ihrem Artikel 13 alle mengenmäßigen Be- 
schränkungen und Maßnahmen gleicher Wir- 
kung im Handelsverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten ab. 

3. Daher muß, wenn eine Kontrolle offensichtlich 
nötig bleibt, damit die Einrichtung der Normen 
nicht vergeben ist — und in Artikel 5 der Ver- 
ordnung Nr. 158/66/EWG ist sie ja auch vorge- 
sehen — diese Kontrolle genau wie die Normen, 
deren Einhaltung sie gewährleisten soll, ohne 
Rücksicht darauf, welches der Bestimmungsort 
einer Ware innerhalb der Gemeinschaft ist, über- 
all gleich sein. Da der Rat nirgends eine gegen- 
teilige Absicht ausgedrückt hat, muß für Artikel 5 
der Verordnung Nr. 158/66/EWG genau das glei- 
che Anwendungsgebiet vorausgesetzt werden wie 
für Artikel 1. 

Ein Nebeneinanderbestehen beider Systeme, falls 
es überhaupt möglich ist, würde im übrigen ohne 
ersichtliche Rechtfertigung die nachstehenden, 
den Grundsätzen des gemeinsamen Marktes 
widersprechenden Folgen haben: Es würde eine 
Diskriminierung zwischen den Herstellern der 
verschiedenen Mitgliedstaaten schaffen, da die 
Erzeugnisse systematischen Kontrollen oder 
Stichproben je nachdem unterzogen werden wür- 
den, ob sie in 'einen anderen Mitgldedstaat ver- 
sandt oder auf dem Gebiet des herstellenden Mit- 
gliedstaates selbst in den Verkehr gebracht wer- 
den. 

Es muß daher notwendigerweise geschlossen 
werden, daß Artikel 5 der Verordnung Nr. 23 
und die zu seiner Durchführung erlassene Ver- 
ordnung Nr. 60 seit dem 1. Januar 1967 durch 
das Gültigwerden der Verordnungen Nr. 158 und 
159/66/EWG stillschweigend für diejenigen Be- 
stimmungen aufgehoben wurden, die die neun 


in Anhang I der Verordnung Nr. 158/66/EWG 
aufgeführten Erzeugnisse betreffen. Für die übri- 
gen Erzeugnisse wird eine entsprechende Auf- 
hebung am 1. Juli 1968 eintreten. 

Gelegentlich der Beratungen im Verwaltungsaus- 
schuß für Obst und Gemüse über diesen Punkt an- 
läßlich der Ausarbeitung der Verordnung zur Durch- 
führung des Artikels 5 der Verordnung Nr. 158/66/ 
EWG beantragten jedoch verschiedene Delegationen 
einschließlich derjenigen, die sich in juristischer Hin- 
sicht dem vorstehend erläuterten Standpunkt hätten 
anschließen können, für eine Übergangszeit beson- 
dere Kontrollmaßnahmen im innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr für solche Erzeugnisse vor- 
zusehen, auf die die im vorigen Absatz erwähnte 
Verordnung Nr. 60 nicht mehr anwendbar ist. Aus 
diesem Grunde erschien es angebracht, bis zum 
30. Juni 1968 für die neun in Anhang I der Verord- 
nung Nr. 158/66/EWG aufgeführten Erzeugnisse die 
Artikel 5 und 6 der Verordnung Nr. 23 wieder ein- 
zusetzen (vgl. Artikel 3 des beigefügten Entwurfs). 
Dieser Vorschlag findet seine Rechtfertigung in der 
Notwendigkeit, in erster Linie die übereiinstimmung 
der in den Handelsverkehr zwischen Mitgliedstaaten 
gebrachten Erzeugnisse mit den Normen während 
des Zeitraums zu gewährleisten, der für eine Um- 
stellung und Anpassung der Kontrollinstanzen an 
die neuen, in der Verordnung Nr. 158/66/EWG vor- 
gesehenen Vorschriften über Normung benötigt 
wird, da sich ja die Tätigkeit dieser Instanzen bisher 
vor allem auf eine Kontrolle der für den innerge- 
meinschaftlichen Handel bestimmten Erzeugnisse 
beschränkt hat. 

Schließlich ist es im Bemühen um eine Klärung der 
Rechtslage erwünscht, Artikel 5 sowie im übrigen 
auch Artikel 6 der Verordnung Nr. 23 ab 1. Juli 1968 
formell aufzuheben (vgl. Artikel 4 des beigefügten 
Vorschlags). 
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